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Klaus Kwasniewski

Nutzlose
Wirtschafts­
konferenzen?

In einer Reihe von Konferenzen 
einigten sich Ende des vergan­

genen Monats die westlichen In­
dustriestaaten auf eine gemein­
same Politik zur Wiederherstel­
lung von Stabilität und Wachs­
tum. Den Anfang machte die 
OECD-Ministertagung am 21. 
und 22. Juni in Paris. Am 24. Juni 
fand dann in Luxemburg die so ­
genannte Dreierkonferenz der 
EG statt, bei der sich die Regie­
rungen zuzüglich der EG-Kom- 
mission, die Arbeitgeberorgani­
sationen und die Gewerkschaf­
ten der neun Mitgliedstaaten 
nach dem Vorbild der deutschen 
Konzertierten Aktion mit dem 
gleichen Themenkreis beschäf­
tigten. Den Höhepunkt bildete 
schließlich die Wirtschaftsgipfel­
konferenz der sieben Staats­
und Regierungschefs der Verei­
nigten Staaten, Japans, Groß­
britanniens, der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreichs, Ita­
liens und Kanadas am 27. und 
28. Juni in Puerto Rico.

Ohne Zweifel ist seit dem 
letzten Wirtschaftsgipfel in Ram­
bouillet im Herbst letzten Jah­
res, als sich die in Puerto Rico 
anwesenden Staats- und Regie­

rungschefs ohne den kanadi­
schen Premierminister Trudeau 
auf eine abgestimmte Politik 
der Rezessionsüberwindung ein­
schworen, in den Vereinigten 
Staaten, der Bundesrepublik, 
Frankreich, Kanada und Japan 
die Rezession endgültig in eine 
spürbare Konjunkturbelebung 
umgeschlagen. Sie hat zur 
Folge, daß der Welthandel sich 
um 10%  erhöhen könnte und 
damit die in Rambouillet ge­
schätzten 5 bis 6 %  für 1976 weit 
überstiege.

Doch in zwei wichtigen Indu­
strie- und EG-Staaten, Großbri­
tannien und Italien, ist von einer 
Konjunkturbelebung noch nichts 
zu spüren. Beide Länder liegen 
mit ihren Inflationsraten an der 
Spitze und mit ihren erwarteten 
Wachstumsraten am Ende der 
westlichen Industrieländer; hin­
zu kommen die Pfund- und die 
Liraschwäche. Großbritannien 
und Italien weisen gegenüber 
den übrigen Industriestaaten 
derartige Wachstumslücken auf, 
daß sie die „Stabilitätsverpflich­
tung“ von Puerto Rico nicht 
gleich erfüllen können, obwohl 
gerade dies notwendig wäre. 
Denn ihre Schwierigkeiten sind 
vor allem dadurch entstanden, 
daß durch eine expansive Geld- 
und Fiskalpolitik mit dem Ziel, 
Wachstum zu erkaufen, die Sta­
bilität und das Wachstum ver­
spielt wurden.

In beiden Ländern kann eine 
Steigerung der Investitionen bei 
gleichzeitiger Senkung der Ar­
beitslosenquote und der Infla­
tionsrate gegenwärtig nur auf 
der Basis eines Konsenses zwi­
schen den sozialen Gruppen 
hergestellt werden. Dies gilt 
gleichermaßen auch für die an­
deren westlichen Industrielän­
der. Diesem Ziel diente die 
Dreierkonferenz der EG-Mit- 
gliedstaaten in Luxemburg. 
Grundidee ist, alle Gewerk­
schaften in der EG durch Kon­
sultationen in die allgemeinen 
wirtschaftspolitischen Entschei­
dungen und in die Verantwor­
tung mit einzubeziehen. Für 
Opfer von seiten der Gewerk­
schaften bei der Einkommens­
und Tarifpolitik sollen die Un­

ternehmer Preisdisziplin üben. 
Die Regierungen sollen ihrer­
seits die Haushaltsdefizite ab­
bauen, die Geldmarktpolitik am 
Wachstum ausrichten und eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik be­
treiben und sich mit den Ge­
werkschaften im eigenen Land 
und untereinander mit den an­
deren europäischen Regierun­
gen über die wirtschaftlichen 
Aussichten und Erfordernisse 
verständigen. Aber auch auf 
diesem Gebiet ist nicht mit 
schnellen Erfolgen zu rechnen. 
Denn die strukturellen Unter­
schiede und damit die politi­
schen Zielvorstellungen sind in 
den einzelnen EG-Mitgliedslän- 
dern noch zu groß, um in der 
nächsten Zukunft eine europä­
ische Konzertierte Aktion nach 
deutschem Muster zu verwirk­
lichen.

Welchen Nutzen haben dann 
derartige Konferenzen, da sie 
scheinbar nicht mehr als einen 
konzertierten Verbalismus guter 
Absichten der Politiker beinhal­
ten, die in einigen Ländern an 
den ökonomischen Realitäten 
fast zwangsläufig scheitern müs­
sen?

Ebenso wie das Gipfelge­
spräch in Rambouillet sicherlich 
mit dazu beigetragen hat, daß 
in einigen Industriestaaten die 
Rezession überwunden wurde, 
werden auch vom Treffen in 
Puerto Rico und von der Dreier­
konferenz in Luxemburg posi­
tive Wirkungen ausgehen. Da­
bei ist die Frage akademisch, 
ob diese Entwicklungen nicht 
auch ohne derartige Konferen­
zen eingetreten wären oder ein- 
treten würden oder ob der eine 
oder andere Politiker in einem 
Wahljahr aus solchen Zusam­
mentreffen politisches Kapital 
geschlagen hat oder schlagen 
könnte. Wichtiger scheint ihre 
Funktion zu sein, Erfahrungen 
auf höchster Ebene auszutau­
schen, die Politiker wirtschaft­
licher Sorgenländer auf den 
rechten Pfad der wirtschaft­
lichen Tugend hinzuweisen und 
ihnen gleichzeitig ein Alibi für 
augenblicklich unpopuläre Maß­
nahmen im Innern vor der eige­
nen Bevölkerung zu geben.
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